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SITZUNGSVORLAGE Nr.|l18-V-66-0215

(Jahr-V-Amt-Nr.)

Betreff: Dezernat(e) V

Hallgarter StraRe - Benutzerfreundlicher Ausbau der Haltestelle - Hallgarter Strale A
Anlage/n siehe Seite 3

[ ] Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich e
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich .
Umweltamt: Umweltprifung nicht erforderlich erforderlich .
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich f‘
- der HGO nicht erforderlich erforderlich -
StraBenverkehrsbehérde nicht erforderlich erforderlich f"
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich e
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich e
Beratungsfolge DL-NTr.
(wird von Amt 16 ausgefilllt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich o
Kommission nicht erforderlich erforderlich -
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich e
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich o
Magistrat Tagesordnung A & Tagesordnung B
Eingangsstempel Biro des Magistrats Umdruck nur fir Magistratsmitglieder ]
iﬁisdst(\;/ﬁlrjgrsdnetenversamqung nicht erforderlich ¢ erforderlich g
Eingangsstempel Amt 16 offentlich f* nicht 6ffentlich
X wird im Internet/PIWI verdffentlicht

Bestétigung Dezernent/in

Andreas Kowol
Stadtrat

Vermerk Kdmmerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

[ ] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[] = siehe gesonderte Stellungnahme

Wiesbaden,

Imholz
Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

X finanzielle Auswirkungen verbunden.
(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel  [] rot L] grin Prognose Zuschussbedarf:

abs.:
in %:
ll. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat
Investitionscontrolling [ ] Investition X Instandhaltung Stand: 02.05.2018
Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.: 32.252.478 €
in %: 76,02

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um [ ] Mehrkosten
X budgettechnische Umsetzung

Finanzierung

Gesamt- darin zusétzl. - .
. . (Sperre, Kontierung | Kontierung .
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kc_)sten Beda_rf apl/iapl Ertrag) (Objekt) (Konto) Bezeichnung
in€ in€ p
in€
63.000 66 AIS BHS
X 2019 | BaumalRnahme ’ 1.05088 616650 Hallgarter Str./
Hallgarter Str.
66 AIS
31.500 | 1.03199 616650 Bushaltestellen
Benutzerfreundliche
Umgestaltung
31.500 593029 GVFG Fordermittel
Summe einmalige Kosten: 63.000 63.000

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B_Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (auler bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet verdffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergdnzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfihrungen ab Pkt. I.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Das Tiefbau- und Vermessungsamt beabsichtigt, die Bushaltestelle "Hallgarter Stra3e A" in der
Hallgarter Straf3e in Kostheim benutzerfreundlich auszubauen. Fur diese Malinahme ist die
Beantragung von Fordermitteln nach dem Gemeindefinanzierungsgesetz (GVFG) vorgesehen.

Anlagen:
e Lageplan

e Kostenberechnung vom 17. Mai 2018
C Beschlussvorschlag:

1. Dem Plan zum benutzerfreundlichen Ausbau der Haltestelle ,Hallgarter Stra3e A“ in der
Hallgarter StralRe wird zugestimmt.

2.  Die Kostenberechnung vom 17.05.2018, abschlie3end mit 63.000 €, als Anlage zur
Sitzungsvorlage, wird genehmigt.

3. Die erforderlichen Mittel stehen im Haushaltsplan 2018/2019 beim Programm 1.03199 ,,66 AIS
Bushaltestellen benutzerfreundliche Umgestaltung” in Héhe von 63.000 € mit Finanzierung
aus dem Garagenfonds zur Verfigung und werden grundsatzlich genehmigt. Die
Durchfuihrung der MaRnahme erfolgt beim IM-Projekt 1.05088 ,,66 AlS BHS Hallgarter
Str./Hallgarter*.

4.  Eswird zur Kenntnis genommen, dass das Dezernat V/66 beim Hessischen Ministerium ftir
Stral3en- und Verkehrswesen einen Zuschuss nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetz fur das Jahr 2019 beantragen wird. Es wird mit einer Zuwendung in Hohe von 50 % der
Gesamtinvestition gerechnet. Die Malinahme muss bei einem negativen Férderbescheid des
Landes Hessen ungeachtet dessen umgesetzt werden, da § 8 des Personenbefdrderungs-
gesetzes die Herstellung der vollstandigen Barrierefreiheit bis zum Jahr 2022 vorschreibt.

5.  Die haushaltstechnische Umsetzung erfolgt durch Dezernat VI1/20.

D Begriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgrof3en, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

Erhohung der Verkehrssicherheit, hoherer Komfort fur alle Nutzergruppen des OPNVSs.

Il. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu berlcksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich andert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengrindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

Die MalRnahme tragt der demografischen Entwicklung Rechnung, da sie allen Altersgruppen
zugutekommit.
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lll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zugéanglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Geb&auden und des offentlichen Raumes durch stufenlose Zugéange, rollstuhigerechte
Aufziige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

Im Zuge des benutzerfreundlichen Ausbaus der Haltestellen werden die Vorgaben zur unbe-
hinderten Mobilitat bei der Gestaltung von Haltestellen gemanR der aktuellen Regel- und Sonder-
bauweisen des Oberbaus 6ffentlicher Verkehrsflachen in der Landeshauptstadt Wiesbaden
berticksichtigt. Darin sind die gtiltigen Vorschriften und DINs berilicksichtigt.

IV. Erganzende Erlduterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

Das Tiefbau- und Vermessungsamt beabsichtigt, die Bushaltestelle ,Hallgarter Stral3e A* in der
Hallgarter StralRe benutzerfreundlich auszubauen. Mit der Mal3nahme sollen sichere Verkehrs-
verhaltnisse fir alle Fahrgaste des OPNV unter Berticksichtigung des Leitfadens ,,Unbehinderte
Mobilitat* des Landes Hessen hergestellt werden.

Der benutzerfreundliche Ausbau der Haltestellen erfolgt nach den Regel- und Sonderbauweisen
des Oberbaues offentlicher Verkehrsflachen in der Landeshauptstadt Wiesbaden.

Die MalRnahme ist mit der lokalen Nahverkehrsorganisation, den Mainzer Verkehrsbetrieben und
dem Arbeitskreis der Wiesbadener Behindertenorganisationen und Interessengemeinschaften
Behinderter abgestimmt.

Das Erfordernis flr den Umbau der Haltestelle ergibt sich aus den Vorgaben des Personenbe-
forderungsgesetz (8 8), das die Herstellung der vollstandigen Barrierefreiheit bis zum Jahr 2022
vorschreibt.

Diese MalRnahme ist nach den Vorgaben des Landes Hessen forderfahig. Es ist daher ein
Forderantrag fur das Jahr 2019 gestellt worden. Fir den Fall, dass Fordermittel bewilligt werden,
erwartet das Tiefbau- und Vermessungsamt einen Zuschuss von ca. 50 %. Da ein Ausbau der
Haltestelle aus dem vorgenannten Grund nicht aufgeschoben werden kann, muss die MaRnahme
bei einem negativen Forderbescheid dessen ungeachtet umgesetzt werden.

V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar gepriift wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

/

Wiesbaden, 8. Juni 2018

Andreas Kowol
Stadtrat



	Umweltamt: Umweltprüfung

